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Amtsgericht Mitte
®

Im Namen des Volkes

Gk»chäfts"mmeM:    116 C 3092/18

ln dem Recmsstreit

Prozessbevollmächtüter:
Rechtsamwalt Daniel Wienert,
Obemfe* Weg 1, 12209 Bemn,-

uriBil
veri{ündet am :        12.03.2019.

K"'s'

hatdasAmtsgericlqMitle,Ziüozessabteimg116,lm€nsmaBe12-17,10179fffl.aüfdie
mönöstVerha"ngvm12.03.2019dürchdieRidhterinamAmtsgericlRUnger-Böüdter

föF    R®cht    ®rkannt:
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1.

Die Beklagt®n werden gesamtschuk]neTisch verurteilt, an den Klager 609,37 nebst Zinsen in Höhe

von   5-%-Punkten    über   dem   jeweiligen    Basiszinssatz    hieraus   seit   dem    5.6.2018   sori®

vorpTozessuale Anwaltskosten in Höhe von 133,04 € nebst Zins®n in Höh® von 5-%-Punktcn üb®r

dem joweilüen Basiszinssatz hieraus seit dem 14.08.2018 zu zahlen.

2.

Es wind festgestem, dass die Beklagten oesamtschuldnerisch verpmchtet sind, dem Kläger im Fa»

dgR®pamtwseJnesb®idemSchadensfallvom11.3.2018,12.35UhrlndeT-__T=_::===
Berlin  boschädü®n  Pl<W  =±  amtliches  Kennzeichen  _ _===L  die  anfaw®nd®
Umsalzsteuer zu ersetzen und im Faw des Anlalles eine Entschädüung lür einon unfal"ington

Nutzungsauslall bzw. die etwaig anfauenden erfordemchen Miewagenkosten zu zahlen.

3.

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

4.

Die Beklagten haben gesamtschuldnerisch die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

5.

Das    Urteil    ist    vorläufig    vollstreckbar.    Die    Beklaoten    können    die    Vollstreckuno    durch

Sicherheitsleistung   in   Höh®  von   110  °/.  des   aulgrund  des   Urteils   vollstreckbaren   Betragos

abwenden, wenn nicht der Kläger voT der Vollstreckung  Sicherheit in Höhe von  110% des jewe»s

zu vollstreckenden Betrages leistet.

T,ü"and

Die  Parteien  streiten  über  Schadensersatzansprücho  aus  einem  Verkehrsunfall,  der  sich  am

1 1.03.2018 gegen 12.35 Uhr ereignete.

Dff I<lagor EÜ.ntümor oinos i::::=r= |i= mil dem amtlk3tion Kon"zoühon =:T__:==. Off
Beklagte  zu   1.   war  im   Unfallzeitpunkt  der   Fahrer  und   Hansr  d®s   boi  der   Beklagten  zu  2.

haftpflichtv®rsichertenPKWAudimdemamtmhenKennzeichen=L-

Di®Z®uoinr+====-b®fuhram11.3.2018geo®n12.35Uhrmd®mKlagertahrzeugeJne
Durchfahrtsgasse   im   Parkhaus aul   der   Suche   nach   einem   Parkplatz.

BeifahrerinwardieZeugin..`_T-DerBeklagtezu1.parktevorwärtsmitseinemFahrzoug
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in einem, aus  Fahrtrichtung des Klägeriahrzeugs gesehen, rechts gelegenen quer zur Fahrbahn

befindlkhen Parkhafen.  Unter zwischen den Parteien streit©en Umständen kam ®s während des

rückwärtü®n   Ausparkens   des   Bekbgtenlahrzeugs,   zur   streilenden   Kollision   zrisch®n   d®m

hint®ren link®n Heckteil des Audis Ünd dem vorderen rechten Kotflügel des Opel Corsa.

Infobe des ZusammenstoBes beider FahTzeuge erli« das Fahrzeuo des Kläoers einon Schaden.

Oer   Kläger   ließ   diesen   durch   L===l   am   23.3.2018   begutachten,    wBlch®   dm

R.pamrgchad®n  auf  1.569,24  €  nelto kau{ulien®  und  für di®  ErsteMung  dos  Gutachtem.  m

23.3.2018 dem Kläger 442 € in Rechr"ng ste«e. Hinsichtlich der Einz.Iheiten dff Schäden, wid

aul daß Sachveßtändüenqutachten vom 23.3.2018 (Blatt 7-23 d. A.) sowie auf die F&echnung vom

23.3.2018 (Bla« 24 d. A.) Bezug oenommen.

Mit  Anwansschreiben  vom  29.3.2018  Iordene  der  Kläger  die  Beklagt®  zu  2.  zur  Reguwrung

gei"B Schadens in Höhe von insgesamt 2.031.24 € bis zum  13.4.2018 auf.  Die "lagt. zu 2.

zahlto  nicht und wurde  mil Schreiben vom  16.4.2018 unter  Fristsetzung  Ois 27.4.2018 g®maml.

m Schreiben vom 4.6.2018 regulme aul der Basis einef Hanungsquote von 70 % und zam® am

5.6.2018   auf dk)  Schadengpositionen  insgegamt  1.421,87 €.  Zudem  zahne  di®  Bek"t® zu 2.

vorg~lich®RechtfflnwanskosteninHöhevon201,71€.Am7.6.2018wuftdie"l"t®zu2.
zLJr Zahlung des Restes aufgeforden.

m der am 3.8.2018 und 13.8.20"  zugestemen Klage, verfoüt der Kläger sein Begehren vril®

und b®ziffen seinen Schaden unter BÜücksichtüung der Zahlung dw Bek"®n zu 2. wie lobt:

Reparaturkosten (netto) :                                   1. 569,24 €

Sachverständigenkosten:                                   442,00  €

Auslagenpauschale :                                               20,00 €

G"m': 2.031 .24 €

gg±Zihiumd«bmmmH2.:|±42±.lz£
±±±±±±ih_id.rum: _ ___ _±ffi.!Z£

Zudm  begem  der  Klager ausgerechnste Zinsen  in  Höhe vam  10,93  €  und  die  Zahlung  wt
v«9.richtlkmnRechtsanwaltskostenintJöhevon133,04€,hinsichtlichderBerechnungriodd

Seite 5 d®r Klage§chrilt (81. 5 d. A.) Bezug genommen.

D.iKlägerbeabsk;hlüt,seinFahrzeugnochtachmännischiepa.ierenzulas§en,deshalbbeo"

er  dk}  Feststellung  der  Verpflichtung  der  Beklagten  zur  ZahlLinq  der  im  Faü  der  Repa"

amlall®"k)n Umsatzsteuer oder Nutzungsausfall.
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Der Klägei behauptel, der Beklagte zu 1. habe beim rückwärtigen Ausparken offensich"ch inloüe

von   Unachtsamkeit   das   k}icht  versetzt   hinter   seinem   Audi   zum   Zwecke   des   rückwärto®n

Einparkens schräo stehende Klägerfahrzeiig übersehen. Der Zeugin -sei nicht erkennbar

oewesei`,  dass  deT  Audi  ausparke,  denn  der  Audi  habe  sich  zunächst  vo»ständo  in  sein¢r
Papklücke belunden. als sie angehalten und den Rückwärtsgang eingelegt habe. Den b®haupteten

Ranoiervorgang  des  Beklagtenfahrzeuges.   habe  es  nicht  qegeben.   Der  B®klagte  zÜ   1.   sei

einmalig  m  einem  züooen  Satz  rückwäns  aus  der  Parklücke  qelahren  und  habe  dabei  das

st®h®nd® K"mal"eug o®strcift. Die Zeugin-habe keine Chance o®haot. den Unlal zu
verhindem.  Die  Behauptuno, das  Klaoerfahrzeug  sei  in  BeweoLino  qewesen,  sei unsubstantik}rt

und unwahr.  Dio  Schäden am  Kläg®rfahrzeug  belegten den  Sti»stand des  Klägeriah/z«9s.  Der

Beklagt®  zu   1.   habe  vor  On  sofon  zugegeben,   dio  Zeuoin   nicht  oesehen   zu   haben   und

enlschuwigte   sich.    Gegen   den   B®klagten   zu    1.   spreche   der   Anscheinsbeweis   sei"

Verschuwens unter Verstoß gegen § 1  Stvo und der sinngemäßen Wertung des § 9 Abs. 5 Stvo.

DW Küer beantragt,

1.

die E"189e zu verurteik}n, an den Kläger 609.37 € nebst Zinsen jn Höh® von 5%-Pmm
"" dem jeweiüon Basi§zinssatz seit dem 5.6.2018. ausgerechnete Zinsen in Höh® von

10,93 € sori. vorpfq:®ssuak} Anwaftskosen in Höh® von 133,04 € nebst Zinsen in 1"

von 5%-Punkten üb6-r dem jeweüen Basiszinssatz s®it Re€htshängigkeit zu zahlen.

2.

lestzusteHon,  dass  die  Beklagtcm  als  Gesamtschuk]" verpflichtet  sind.  dem  Kläg®r  im

Fam)  der  Reparatur  seines  Dei  d®m   Schadenslall  vom   11.3.2018,   t2.35   Uhr  in  dff

L-=±BermbeschadomPKWOpelCorsmmd.Konnzeichen-,
die anfallende Umsatzsieuer zu ersetzen und eine Entschädigung lür einen unlam"en
Nutzurüsausfa» bzw. di® etwaig anfaLI®nden erfordemchen Miotwagenkosten zu zahk}n.

Dle B®klagten beantragen,

dje Klage abzuweisen.

Dk Beklagt®n behaupten, dw Beklage zu  1. sei im Parkhaus einmal kompk}ft aus der Parklück®

herausgefahren,  habe dam jedoch i"h einmal ein Stück wieder in di®  Parklücke hineinfahfen

müssen. da ®in PollcJ im Weg g®wesen sei und er zu spät eingek}nki hab®. Aulgrund d®s b®reits
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erstmalben  Herausfahrens aus der  Parklücke,  habe die  Zeuoin ====T:  d®n  Beklagten  zu  1.

bereits lange Zeit vorher als ein- bzw. ausparkendes Fahrzeug wahrgenommen. Eist nachdem deg

Bstlagte zu  1.  wieder in  dk3  Parklücke  hin€inrangiett  habe,  sei er rückwärts wieder  aus dieser

TaLisgefahren.  ETst als der Beklagte nahezu komplett aus der Parkücke herausgefahren sei, sei

es zur k}ichten  Kollision zwischen dem  Fahrzeug des  Bekbglen zu  1.  und dem  Klageriahrzeug

gekomm®n. Das Kläoerfahrzeuo sei dabei in Beweguno qewesen. Vor dem Herausfahren aLis der
Parklücke,  habe  sich  der  Beklagte  zu  1.  durch  Blicke  in  den  AUßen-und  auch  lnnensnoel

vergowissert, dass sich hinter ihm kein FahrzeLig befinde.  Da der Beklagte zu  1. mit wenoer als

Schrittoeschwindiokeit  gefahren  sei.   habe  der  gesamte  Vorgano   mindestens   10  Sekundm

oedauen.   Bei  vorausschauemd®T   Fahrweise,   hätte  die  Zeugin   überhaupt   nicht  mnter  dm
rückwärtsausparkenden PKW anhalt®n dürf®n.

Di® Boklagten sind d®r Auffassung, die Zeugin - hab® gegen ihre Pflicm zur gest®berten

Rücksichtnahme   auf   Parkplätzen   verstoßen,   die   Zeugin   hätte   immer   mit   ausparkenden

Fahrzeugen rechnen und bremsbereit fahren müssen. Das F`ücklahrlicht und die Rücklichter seien

solon erkennbar gewesen, während der Beklagte zu 1. rückwärls ausluhr.

Das  Gericht  hat  12.3.2019  Beweis  erhoben  durch  die  uneidliche  Vernehmuno  der  Zeuginrm

-=_==_ _-_ und .il--Zum Ergebnis der Beweisaufnahm® wbd Bezuo o®nommq
auf das Sitzungsprotokoll vom 12.03.2019 (102.104 d. A.).

ZLim weiteren  Sachvortrag der Parteien wird aul die wechs®lsenoen  Schriftsatze  nebst Anlag®n

sowie der Snzungsprotokoll vom 12.03.2019 (Blatt 102-104 der Akte) Bezug genomm®n.

Enbchtidung.grönd.

Die in der Hauptsache auf §§ 7 Abs.1,18 Abs.1  StvG in Verbindung mit §§ 823 Abs.1, 249 Abs.

2 Satz 1, 421  BGB in Verbindung mit § 115 Abs.1  S.1  VVG, gestützt® Zahlungsklage ist zulässü

und bis aul oinen geringen Toil der Verzugszinsen auch begründet.

1.

Dcm   Kwlg®r   hat   gegen   die   Beklagten   als   Gesamtschuldner   einen   weiteren   Anspfuch   aul

Schadensersatz in Höhe von 609,37 €, weil es den Beklagten im Erg®bnis der B"isaufnahme

und dem eigenon schriftsätzlichen Vortrag zum Unfallhergang - abw auch untew Bew®nmg dü
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KollisionsstelpnanbeidenFahrzeugennichtgelungenist,einMtverschuldenderZeuoin-_=±
wooen tehlender Rücksichtnahme unter Verstoß gegen §  1  Abs.  2 Stvo zur Überzeuouno dst

Gericht®s  zu  beweisen  und  den  geg®n  dm  Beklagten  sprechena®n  Anscheinsbeweis  ems

V®nstoß®s gegen die Sorglanspllichton aus § 1  Stvo i. V. m. der Wertung des § 9 Abs. 5 Stvo zu

erschüttern. lm Ergebnis der Bewei§aufnahme stent vielmehr zLir Überzeugung des Gerichts lesl,

dass  ®s  das  behauptete   Rangiermanöver  des   Beklagten  zu   1.   tatsächlich   üb®rhaLipt  ricm

gogeb®n hat,  sondem dass der Beklagte zu  1. vielmehr züg© in einem  Zug  schräg aus s®m
Parklücke  röckwärts  gegen  das  leicht  versetzt  schräg   himer  ihm  stehende   Klägerlahrzeuo

o®fahron ist. Das rückwärt©e Anlahren dc6 Bekbgten zu 1 . aus der Parklücke war lür di® Zeugin

-njcht erkennbar. Die einfache Betriebsgefahr des kläoerischen Fahrzeuoes, tritt hht®r
d®m gravierenden VeTkehrsverstoß des Beklaoten zu 1. vo»stärü zurück.

Der Unfall hat sich beim BetTieb zweier  Fahrzeuge im  Sjnne von  §  7  StvG  eTeignet und be"ht

zunächst  aulgrund  seiner  Vermeidbarkeit  bei  Beachtung  der  äußersten  Sorgtalt  für  keinen  d®r

B®teüt®n   auf   einem   unabwendbaren   Ereünis   im   Sinn®   des   §   17   Abs.   3   StvG.   Ein

unabwendbar®s  Ereignis  liegt  nur  dann  vor,  wenn  der  Fahref  jede  nach  den  Umständen  deß

Falles   gebotene   Sorgfan   beobachtet   hat   und   auch   durch   diese   das   Unfauereünis   richt

abgewend®t werden  konnt®.  Hie"  gehön  sachgemäße§,  geistesgegenwänües  Handm,  das

übff    dm    gowöhnlichen    und    persönlichen    Maßstab    hinausgeht    und    aw®    mögüchm

Golahr®nmomenm berücksichlüt (Kammorgoricht. Urt®# vom 24.10.2005. Az.  12 U 264/04. jwß

Rn. 3: Kammergericht, B®schhiss vom 13.09.2010, Az.12 U 208/09, juiis Rn.19). Vorliogend lem

es bertits an einem releva'hten unstreitüen Vonrag doT Parlstn dazu, dass sk}h die Fahier aul

®in  Fohlverhalten des j®weils anderen eingestellt  hätten.  Die Haftung  bestimmt sich dam nach

den jcweilben  Verursachungs-und Verschuldensbeiträgen dor Beteiloten  gemäß §§  17 Abs.  1

und 2 StvG in Vorbindung mit §§ 823, 254 BGB.

De.  Umlano des  zu  loistenden  Ersatzes  hängt im  Verhännis dü  Pari.ien  zuoinanda. von den

Umstanden,  insbesondem  davon  ab,  inwieweit  der  Schaden  vorwiegend  von  dem  oinen  od«

anderen Te« verursacht worden ist, wob®i die von beiden Fahrzeugen ausgehende Betriobgo®tahr

zuberücks.cht.rgenist.EinFaktorbeiderAbwagungistauchdasbeideiseitigeVerschukbn(BGH,

NUW  2016,1100;  NJW  2014,3097  und  NJW  2012,1953,  mit  weiteren  Nachweisen).  Dabei  sind

neben unstreit®en und zugestandenen Tatsachen nur bewiesene Umstände zu berücksicht*n,

v" auch die Reoeln d®s Anscheinsbeweises Anwendung finden (Bundesgerichtshol, U" vom
13.02.1996,  Az.  VI  ZR  126ß5,  juris  Rn.11:  KammeTgericht,  Urteil  vom  11.02.2002,  Az.12  U

117/01.  juris  Rn.  2).  Daraus  fokit  nach  albemeinen  BeweisgJundsätzen.  dass  im  Rahm®n  dff

nach §  17 StvG vorztinehmenden Abwägung ieweils der Halter die Umstande zu beweisen hat,

die dem andorem zum Verschumen gereichen (Bundesgerichtshol. a. a. 0.).
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Unstreftb   ist  der   Beklagt®   zu   1.   im   Kollisionszeitpunkt   b®im   AusparkGm   aus   d®r   quer  zur

Durchfahrtsgasse  angeordneten  Parklücke  mit  seinem  linken  hinteren  Heckt®il  seines  Audi's

rückwärts gegen den vorderen  rechten  Kotflügel des  Klägerfahrzeugs gefahren,  so dass ®s zui

streffenden    Kollision    beider    Fahrzeuge    kam.    Damit   spricht    gegen    ihn    ein   albemein®i

Erfahruqssatz dalür. dass er als RückwänsfahrendeT seiner Sorofaltspflicht nach §  1  Stvo i. V.

m. deT Wertuno d®s § 9 Abs. 5 Stvo nicht nachgekommen ist und den Unfall hierdurch ve"rsacm

hat (vgl.  BGH,  Un.  v.15.12.2015 -VI ZR 6/15,  VersR  2016.410 und    vom  26.1.2016   -VI  ZR

179/15, juris).

Auch   für   Parkplatzunfäm}   hat   der   Bundesgerichtshol   Grundsätze   zur   Anwendbarkeit   des

Anscheinsbeweises gegen den Rückwärtsfahrer aufgestem. Danach ist die VoTschrift des § 9 Abs.

5 Stvo zw aul  Parkplätzen ohne ei"]eutüen  Straßencharakter  nicm unmitleloar anwondb".
Mitt®bare Bedeutung erlangt sie aber über § 1  Stvo. Entsprechend der Wertung des § 9 Abs. 5

Stvo,  muss sich auch derjenüe, dei auf einem  Parkplatz  rückwärtsfährt,  so verhalten, dass ®i

s®in Fahrzeug notlalls solon anhanen kann. Kollidiert der Rückwänslahrende " einem ander®n

Fahrzeug,  so  können  zugunsten  desjen©en,  der  sich  aul  ®in  unlallursächliches  Mitv®rschuHcm

des   Rückwärtsfahrend®n   beruft,   die   Grundsätze   d®s   Anscheinsbeweis®s   zur   Anwendurü

kommen.    Steht    lest,    dass    sich    die    Kollision    beim    Rückwärtsfahren    ereigrete,    dd

Rückwärtsfahrende  zum  Kollisk>nszeitpunkt  seü}st  also  noch  nicht  stand,  so  spricht  auch  bei

Parkplatzunlällen   oin   alüemeiner   Erfahrungssatz   dafür,   dass   der   Rückwän§lahrend®   dGm

dargestellten Sorgfaltsp"Bht nicht nachgekommen ist und don Unfall dadurch (mit)verschukbt hat

(vgl.  BGH,  Un.  v.15.12.20U -VI ZR 6/15, VcmR 2016, 410 Rn.15;  und v.  26.1.2016 -VI ZR

179/15, VersR 2016, 479 Rn.11).    ,

Dagegen " di® für die Anwendung eines Anscheinsbeweises gegen einen RückwänslahJondm

erlorderich®  Typiznät  des  Geschehonsablauls   regelmäßÜ  nur  dam   nicht  vor,   wenn  beim

rockwärtüen Ausparken von zwei Fahrzeugen aus Parkbuchten eines Parkplatzes zwaJ loslstoht.

das§   vor   der   Kollision   ein   Fahrzeugführer   rückwärls   oelahren   ist.   ab®r   zumindest   nichi

au"®schlossen  werden  kann,  da§s sein  Fahrzeug  im  Kowisk)nszeilpunkt  Oeroits  stand,  als dei

andm   -   rückwärtsfahTende   -   Unfallbeteiligte   mit   seinem   Fahrzeug   in   das   Fahfteq
hineingalahren ist (vgl. BGH , Urt. v.11.10.2016 -VI ZR 66/16. juris Rn. 9).

Ein sok}her  Fall  liegt  hier ab®r überhaupt  nicht  vor.  Der  Beklagte  zu  1.  hat weder v«oetragm,

r"h ist es ftgendwie ersichtlich. dass er im Zeitpunkt der Kollision bereits anoehaften hatte. Er isl

vi®lm®hr rückwärts gegen das Klägeriahrzeug gefahren,  hat nur behauplot. das Kwlgeriahß"
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soi  in  Bewegung  gewesen  und  hätte  sein  vorher©es  Auspark-  und  wieder  Einparkmanöv®r

erkennen können und slch daraul einsteün müssen.

Gegen den unstreito  im  Kollisionszeitpunkt rückwänsfahrenden  Beklagten zu  1.  spricht dam in

konsequenter   Anwendung   der   zitierten   BGH-Rechtsprechung   der   Anscheinsbeweis   eines

sorolanswidrüen Verhaltens beim Rückwärtsfahren unter Verstoß gegen § 1  Stvo in Verbindung

m der Wenung des § 9 Abs. 5 Stvo.

Entgeoen    d®r    Behauptung    der    Bekbgten,    ist    es    dies®n    auch    nicht    geluno®n,    den

AnscheinsbeweiszuerschüttemodereinMitverschuldenderZeugin--weoenV®rstoß®s

oogon ihr® RÖcksichtnahmopllichten gem. § 1  Stv0 bei der Durchfahrt auf d®r Parkplatzgasse zur
Überz®ugung des Gerichtes zu boweisen, noch ist aiis der ziti®rten Rechtsprechung d®s BGH der

Rücksthluss zu  ziehen,  dass ein  Parkplatzuntall  in jsdem  Falb  zu  einor b®idersemg®n  Haftuno

fühn  Ozw.  der  Realisierung  der  vom   Klägerfahrzeug  ausgohenden   Betriebsg®fahr  lührt.   Das

Goricm ist vielmehr davon  überzeugt,  dass sich der  Unlall wie vom  Klägor vorgetragen  er®Ün®t

hat,  das  Klägerlahrzeug  im  Kollisionszeitpunkt  stand  und  das  Beklagtenlahrzeug  in  ®inem  Zuo

rückwarts ausgeparkt hat.

Nach  §  286  Abs.   1   ZPO  hat  das  Gericht  unter  Beiücksichtigung  des  gesamten  lnhalts  dw

V®rhandluno und dos Ergebnisses der Beweisaufnahmo nach freier Üoerzeugung zu entscheidon,

ob ®im tatsac"che BehauptLing für wahr oder für nicht wahr zu erachten ist,  Es kam dabei im

Rahmen  der freien  Würdigüng  des  Verhandlungsergebnisses don  Behauptungen  und  Angabm

einer Parlei unter Umständen auch dann glauben. wenn diese ihre Richt©keit sonst nicht - außh

nicht mittels Parteivernehmung,  ril es an der erforderlichen Anfangswamscheinlichkeft fem -

beweis®n kam und ihr im  Einz®lfall sogar den Vorzug vor den Bekundungen eines Zeugen odu

deB aß Partei vemomme"}n ProzessgegnGms geben (vgl.  BGH.  Beschluss v. 24.6.2003 - VI ZR

327m2.  NJW 2003,  2527,  2528:  BGH,  B®schluss v.  27.9.2017  -  Xll  ZR 48/17,  BeckRS 2017,

135828).   Es  ist  dem  Gericht  insoweft  sogar  grundsätzlich  e.laubl,  dies  allein  aufgrund  des

Vortrags dcm Parteien und nach persönlicher Anhörung gomäß § W  ZPO lestzustellen (vol. BOH.

Beschluss vom 29.10.1987-111 ZR 54/87,  Rn. 2, zitiert nach juris,  BGH, Beschluss vom 27.9.2017

-Xll ZR W17,  BeckRS 2017,  135828).  Femer ist das Gericht ftei in der Entsch®idung, wlch.

Beweiskraft es eiruelnen  lndizien für seine  ÜbeTzeugungsbik]ung  beimisst (vol.  BGH.  Urteä vom

11.06.2015   -   1   ZR   19/1.,   Rn.    19,   zitien   nach   juris).   Das   Gericht   hat   bei   umfassendw

Aus®inandorsetzung  mit dem  Prozossstoff dio  Entscheidung  zu  trellen,  ob es  an  sich  mögwh®

Zw®ifel üborwinden und sich von einem bestimmten Sachverhan als wahr überzeugen kann. Dab®i

mLiss  sich  d®r  Richter  in  tatsächm  zweifelhaften  Fällen  mit  einem  für  das  praktische  loben

brauchbapen  Grad  von  Gewissheit  begnügen,  der  den  Zweifeln  Schweben  gebietet,  ohne  sie
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völl.Ü  auszuschließen  (ständige  Rechtsprechung,  vgl.   BGH,   Urteik}  vom   14.01.1999  -IX  ZR

238ß1,  NJW  1993,  935 umer  113  a,  vom  11.12.2012,  VI  ZR  314/10,  NJW  2013,  790  Rn.16 f..

jeweils mit weiteren Nachweisen).

Gemessen   an  diesen  Grundsätzen   ist  das  Gerk}ht  auf  der  Grundlage  der  Aussagen  der

Zeuginrm ±== und  -davon Öberzeugt, dass das Kläoerfahrzeug im Kollisionszeitpunkt
stand  und  ®s  das  von  den  Beklagton  behaupt®  Rangierverhaften  des  Beklagtenfahrzeugs  m

Voriekl  des  Unlalls  überhaupt  nicht  gab.  Das  Beklagtenlahrzeug  parkte  vielmehr  zügü  und  in

®in" Zuo so schnoll aus d®r Parklücke rückwärts aus, dass der Zeugin ==. no¢h nicm
einmal Z®ft zum Hupen blieb.

Dg  Bekbgte  zu  1.  hat  von  seinem  R®cht,  den  Unfallhergang  dem  GeJicht  aus  sei"»  Sicht

persönlich zu schüem keinen Gebrauch gemacht, sondem ist trotz Anordnung des persönlich®n
Ersch®jnens  und  ordnungsgemäßer  Ladung  zum  Termin  unentschuld©t  nicht  erschi®nen.  Sein

Prozessb®vollmächtüier    hat    vielmehr    aul    den    schriftsätzlichen    Vortrag    vervriosen.    Db

Unfalklarst®llung  des   Beklagten  zu   1.   hinsichtlich   seines  vorherigen   Aus-   und   Einpark-und

anscmeßenden  ^usparkmanöver  und  die   Bewegung  des  Klägerfahrzeugs  im  Zeitpunkl  dei

Kollision, wiTd durch die ALissagen der Zeuginnen -und -widerlegt.

So scmlderte die Zeugin --unter Bezugnahme auf ihre Skizzo (81.  105 d. A.), sie sei auf

d®r  Suche  nach  ein,em  Parkplatz  ganz  langsam  mit  Schrittg®schwindigk®it  ca.  6-7  km/h  in  d®r

Durchfahrtsoasse  qefahreh,  ohne  überhaupt  ein  fahrendes  Fahrzeuo,  einen  Bmker  odff  eh

Motor®ngeräusch  wahrgenommen  zu  haben.  Sie  habe  " dem  Klägerfahrzeug  schräg  auf dei

Durchfahrtsgasse    in    Höhe   der    Parklücke,    die    sich    rechts    neben    der    Parklücke   des

B®klaotenfahrzougs belund®n und in der sich ein  Pleik# befund®n habe, etwa mittü angehanen.

um anschlk}ß®nd den Rückwärtsgang einzuk}gen und rückwärts in die rechts daneben befindliehe

Parklück®      einzuparken.       Das       Beklagtenlahrzeug       habo      sie      vor      Beginn      sein®§

Rückwärtsfahworgangs    nicht    wahigenommen.    Während    sie    gestand®n    habe.    um    don

Rückwärtsgang einzulegen, habe sie plötzlich durch die Frontsgheibe ges®h®n. wie di® Licht®r am

B®klagtenfahrzeug am ca. 2 m entfemt®n in der Parklücke vorwärts g®parkten B®klagtenlahrz.ug

angogangen seien und der UnlaHgegner plötzlich zügü rückwärt§ aus sein®r Parkmcke rausluhi

um  anscmeßend  mit  seiner  hinteren  tinken  Fahrzeugseite  mit  ihrer  vord®ren  rechl®n  S"®

kollidiert sei. Sie habe noch Hupen wollen, aber alles sei so schnell gegangen, so dass sie hiefzu

koin®  Zoit  mehr  gohabt  habe.  Sio  habo  zu  keinem  Zeftpunkt  vor  dor  Kollision  das  durch  die

B*lagton behauptet® Rangierv®rhalten des Boklagtenfahrzeugg - rückwärls rauslahr®n. ~

reinfahren  und  wieder  rausfahren,  wahrgenommen.   Nach  der  Komsion  sti  der  UnfalüqneJ

ausoestk}gen   und   habe   sich   bei   ihr   damit   entschuk)Üt,   er   habe   sie   nk3ht   gesehen.   Der
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Unfaueoner habe sich aul kein®n  Fall rausoetastet,  sk}  habe eher das G®fühl gohabt,  or hab®

Cas geo"n.

Dies® Aussage der Zeugin  -ii-wurd® durch die Aussag® der Zeugin -bestätüt.  Fraü

=[+=hab®schräoaufderDurchfamsgasseimParkhausanoehalten.umanscmeßed
rückwarts in eine Parklücke auf d®r rechten Seite einzuparken.  Während Frau ==:, scmo
aul   der   Straße   gostanden   hab®.   um   anschließend   den   Rückwärtsgang   einzuloom   und

einzuparken,  habe  sie  pßtzlk:h durch  die  Frontscheibe beobachtet,  wie das  Beklagtenlahßeuo

rückwärls  aus ein®r  Parklücko  um  die  Ecke rausgoschossen  und  m  seinor  hinleren  linken  bis

mmk»en Seite gegen den voideren rechten Bereichs des Kläoeriahrzeugs getahren sei. Er s®i aul

jdn   Fa»   schnemp   aß   Schrittgeschwindiqkoit   o®wesen   und   hab®   sich   nicht   rückwärts
iausgetastet.  De. Beklagto zu  1.  habe sich nach seinem  Aussteb®n  sofort bei  Frau -
entschuHbt   mit   dem   Wonen,   er   habe   sie   nicht   oesehen.   Es   stimme   nicht,   dass   das

Klägerlahrzeug  im  Zeitpunkt deT  Kollision  in  Bewegung  gewesen  sei,  es  habe gestanden.  Frau

•1111111  habe  keine  Zeft  mehr  zum  Hupten  gehabt,  denn  das  garBe  -  Wahmdmm  dü
Rückwärtsfahren bis zur Kollision - habe nu. knapp 3 Sekunden gedauert. Sie seN}st habe voi d®r

Kolliston  kein®n  Rangierverkehr  andeT€r  Fahrzeuge  odeT  Lichter  -  auch  nicht  ein  vohebc

vo"ärts  oinparkon  und  wieder  rückwärts  ausparken  des  Beklagtenlahrzeugs  und  auch  kein

Motoreueräusch wahrgenommen.

Di®  Aussag®n  dw  b®iden  Zeuginnen  waren  sacmch.  und  detailliert,  in  sich  widerspiuchslrei.

nachvollziehbar und 9Laubhatt.  Das Gericm hat an der Glaubwürdigkeit beide. Zeuginf»n keim

Zweif®I.  Beide Aussagen stehen der schrittsätzlich aufgestellten Behauptung des  Beklagt®n, die

Zeugin    -    hätte     das     der     Kollision     vorausgehende     Rangierverhanen     des
B®kbtenfahrz®ug®s  rückwärts  ausparken,  wieder  einparken  und  wieder  rückwärts  auspark®n.

erkennen können. unvereinoat gegenüber.  Das Geticht isi d®shalö von diesom  Rangiewerhaltm

d®s Beklagtenfahrzeugs nicht überzeuot.

Ein Unlallrekonstruktionsgutachten war hinsichtlich der ins Blaue hinein aufgest®men Behauptung,

das Kläg®riahrzeug habe nicht gestanden, sondern sei in Bewegung gewo'sen,  nicht einzuhokm,

d" lür die Haftungsfrage spion das aufgrund der Umstände des vorliegenden Einzelfalls kst
Rolk}.  Dio Rechtsprechiing stellt auf den St»lstand des rückwärtsfahrenden Fahrzeug®s ab, fftht

des Vo"ärtslahrenden ab.  Der Beklagte zu  1.  sprach zudem nie von einer R0ckwänsb®wogung

d®9  KHg®rlahrzeugs,  sondem  nui  einer  Vorwärtsb®wogung.  Sowohl  die  detailli®rt®n  Auss®#n

d.r  Zeuginnen  zum  Anstoßwinkol  und  die  unstreit©en  Kollisionsstellen  an  beiden  Fahrzeuoen,

vridersprc¢hen einer Vorwärisb®wegung des Klägeriahrzeugs. denn der unstreit¢e Streilschadm

an dor vorderen linken Soite des Kläg®rfahrzeugs und der Schaden an der rcehten hinteTen Sst®
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des Beklagt®nlahrzougs ist nui erkläriich, wenn das Klägerlahrzeug schräg hinter dem rückwms

aüspmenden  Fahrzeug  des  Beklagten  zu  1.  gestanden  hat.  Die  Beklagten  habcm  übcmaLm

richts Substanzielles voigetragen. auf w®lcher Grundlage sie meinen behaupten zu kön"i, dass

Klag®rlahßeug habe nicht gestanden, sondern sei in Bewegung gewesen. Der Bekbgte zu 1. hat

da§   Klagerlahrzeug   offensbhtlich   überhaupt   nicht   gesehen.    Das   stimmt   auch    mit   dcm

üüeroinstimmenden  Aussagen  der  beiden  Zouginnen  überein,  wonach  sich  der  Beklagt®  zu  1.

solon  nach  dem  Unlaw  damit  entschuldigl  habe,  er  hab®  das  K"eriahrzeug  überhaupt  nicm

gesehen.   Die   behauptete   Schrittgeschrindigkeit   des   Beklagtenfahrzeugs   wurde   durch   die

glaubhaften und anschaulichen Aussage der beiden Zeuginnen klar widerqt. Oer Streifschaden
amK"eriahßeugwurdeduichdasvonrechtskommend®rückwänslahrendoBoklagt®nlahrz®uo

verursacl`t. An der Haftungsqiiote vürde sich im  Übroen auch bei ®iner Vorwär(sb®wegung des

KLäg®rfahrz®ugs  nichts ändffn.  Das behauptete  Ranok}rv®rhaken  des  Beklagtenlahfteugs st®m

nicht fe¢t, dam« sind aber auch keine Anhaltspunkte ersich"}h, auf Grundlage dew di® Z®ugm

- m« dem plötzlichem  Rückwärtsauspafken hätte  rechnen müssen.  Die grundsätzüchen
oooonsei®on    Rück§ichtnahmepllichten    von    Benutzom    eines    Parkplatzes,    belroien    den
rockswäns  Auspaikenden  iedoch  gerade  nicm  von  seinen  erhöhten  Swglanspflichten  vri®  di®

otige Rechtssprechung des BGH ze©t.

Die  einfache  Betriebsgefahr  des  stehenden  klägerischen  Fahrzeug®s  tri«  deshalb  hinter  dem

gravicrendenVerkehrsvers"desBeklagtenzu1.vollständüzurück.AusdiesemGru"bhaften
di®B®kbot®nalsG®samtschuldnervollständiglordengesamtemSchadendesKlägeTs.

2.

DorKläg®rhatdahergegendieBeklagtenalsGesamlsc""einenAnspruchaulvo#ständün
Ersatz des ihm entstandenen unfallbediuten erstattungsfäh©en Schadens in Höhe von vrit®m

609,37 €. Dieser setzt sich im Einzelnen wie foüt zusamrrm:

Reparaturkosten (netto) :                                  1. 569,24 €

Sachverständbenkosten :                                   442,00  €

Auslagenpauschale:                                             20,00 €

G®samt: 2.031.24 €

g|g_._Zahltim dor E.kl.qm zu 2.i        1.42±]!Z£
e±±L_  --____  -----    _  ---- :=-;-

3.

Der  Klager  hal  gegen  die  Beklagten  al§  6esamlschuldnor  einen  Anspiuch  aiil  Zahlung  von

woitam  voioerichilichen  Re¢htsanwaltskoslen  in   Höho  von   133,04  €.   Boi  vom"lm"`
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Rdhtsanwaftskosten ist stets der Geoenstandswert zu Grunde zu leoen. welcher der berechqten

Schadensersalzforderung    entspricht.    Kostenerstaftuno    aufgrund    des    matoiell-rechttichen

Kostenerstatlungsanspruchs  kann  der  Geschädigte  vom  Schädigef  nämlk:h  grundsätzlich  rw

insow®ft verlangen,  als sejne  Forderung diesem  gegenüber opiektiv auch berechtbt war (BGH,

Une» vom 18.1.2005, Az.: VI ZR 73/04; zitiert nach juris). Ausgehend von einem Gegenstandsvm

in t" von 2.031,34 €, eTgeben sjch unter Berücksichtigung ein®r 1,3 apchäftsgebühr in Höh.
voi` 261.30   €,   einer Auslagenpaugchale in Höhe von 20 € (Nummer 7002 W RVG) m dff

gesetzlichen  Mehr"nsteuer  (Nummer  7008  W  RVG)  in  Höh®  von  55,45  €,  inggesamt  zu
erst.ttend® vorgerichtlich® Rechtsanwanskosten in  Höhe von  334,75 €.  Unter Berücksicmouno

d«  Zahlung  der  BekLagten  in  Höh®  von  201,71  €,  bestem  noch  ein  Amspruch  in  Höh  vcm

133,04 €. Bei Anspruch auf Prozqszins®n in der tenorienen Höhe beruht auf §§ 291, 288 Abs. 1

i. V. m. § 187 BGB i. V. m. §§ 253, 261 ZPO. Di® Klage wurde zuretzt am 13.8.2018 zugest".

Der Kßger hat jedoch nur Anspruch aul Zahlung von Verzugszinsen in der tenoriorten Höh® aus

609,37 seit dem  5.6.2018 gem.  §§ 286 Abs.  2 Nr.  3,  288 Abs.  1  BGB.  Die  Bekbgten D®fandcm

sich noch nicht seit dem 17.4.2018 mit der Zahlung in Höhe von 2.031,24 € in V®rzug, wril di® m

B®zillerungsschreibenvom29.3.2018gesetzteeinseiligeFristsetzungbiszum13.4.2018mangeß

VerschuHen der  Beklagten  noch  keinen  Verzug  auslösen  konnte.  Gleich®s  gm ieda¢h  auch für

daß Schreiben vom  16.4.2018,  dem auch zu diesem Zeitpunkt konnte die  Fristsetzung bis zum

27.4.2018 mangoB Verschuld®n der Beklagten noch koin®n Verzug auslösen. Den Beklaot®n wai

oeia¢hnet  ab  dem  Bezifferunosschr®ben  vom  29.3.2018,  eine  vierwöchbe   Regulierungsfr&
®inzuräiimen. Die Beklagteh oelangt®n jedoch mit dm ^brechnungsschreiben dd Bekqten  zu

2. vom 4.6.2018. mit wek}hem sie oine weitere Reguliorung endgün© ablehnten, in Vorzuo.

Di® F®ststdlungsklage ist zulässo und beoründet.

1.

Der Foststellungsantrag ist zußssÜ. Der Klägor hat ein rechtlk:hes lnteresse an dw Festst®Wung,

dassdi.BeklagtenalsGe§amtschukmerimSinnovon§256ZPOverpllk:htotsind,demKläoffm

Fall®  der  ti]tsäcmchen  Reparatur  seines  beim  Veri{ehrsunlaw  am  11.3.2018,12.35  Uhr  h  dcm

±-±BeTlinbeschadqtenFahrz®uoe8,auchdiedabeianfauertd®Um¥tzmT
bzw. sofem diese anfäm, Nutzungsausfallenschäd©ung bzw. Mk!twagenkosten ür die Dauei deT

R®param  zu  orsetizen.     Dbses  Feststellungsintemesse  Oesteht  im  Hinblick  aul  die  drohnd®

Veriährung  etwaiger  Schadensersatzansprik;rp  bereits  dam  wenn   küntt©e  Schadensfob®n

(wenn auch " entlemi) möglich,  ihre An und itir Umlano, sogar ihr Eintrm aber noch unoeriss
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sind  (BGH,  Urteil  vom  20.03.2001,  Az.:  VI  ZR  325/99.  zilien  nach  juris).  lnsoweit  genügt  eine

g®risse  Wahrscheinlichke«  für  dje  Entstehung  weiterer  in  Zukunft  liegender  Ersatzansp.üct`e

(BGH, Urte» vom 04.11.1975, Az.: VI ZR 21773, zitiert nach juris).

Der  Kwlger  hat  geltend  gemacht,   ei  habe  die  Absicht,   das   Fahrzeug   fachmännisch  r"h

reparieren  zu  lassen,  so  dass  die  Mög»chkeft  des  Eintritts  oin®s  weiteren  derzeit  na€h  richt

O®zilferbaren    Unfallschadens    in    Form    dor    aul    di®    tatsächliche    Reparatur    enttawend®n

Umsatzsteuer bzw. durch den Anlaw von Nutzungsausfall oder Miotwagenkost®n entstehen kann

(vgl. KG, Urteil vom 30.06.2008, Az.: 22 U  13/08, zitiert nach juris).

2.

DeT  Feststemngsantrag  war  auch  begründet.  Für  den  Fall  der  tatsächm3hen  Reparatur  dö

Fahrzeugos,  wird  über  den  beieits  jetzt  erstattungsfähigen  Nettobetrag  der  Reparaturkost®n

mnaus, Umsatzsteuer anfauen.  Sofem dem Kläger lür die  Dauer' der Reparatur dio Nutzung d®s

Fahrzeuges  entzogen  §ein  sollte,  hat  er  auch  Anspruch  aul  Nutzungs®ntschädü"  bzw.  dam

Ersatz von Mietwagenkosten.

8.

Di® pJozessualen  Nebenentscheidungen beruhen aul §§ 92 Abs.  2  Nr.1,  708  Nr.11,  711  ZPO.

Dio Zuviolfoiderung d®s Klägers bezogcm auf den unberechtü®n Teil der Verzugszins®n in liöh®

von   10,93  €,  war  verhä{tnismäßig  9emgfügig  und  hat  aB  Nebmfomdmq  keim  Kost"
vüursacht.

R«libb.l)®Ibb.I®hrüng

GegendieEntscheidunokönnenSieunterbestimmtenVoraussetzungenB.rufufigeinlegen,
wenn Sio durch die Emschek]ung in lhren Rechten beeinträchtüt sind.

1.        W.lch® Vorau."ung®n mü..®n ®rföllt s.in, damit sl® B"ufung.inl.gm könm?

DeT Wert des Beschwerdegegenstandes muss 600,00 Euro üb®rsteoen

od®,

Dk Berulung ist vom Gericht, das die Entscheidung getrollen hat, zugelassen "den.

NüÜ.n Si. .icl) anwa"ich v.rtmt®n la...n?

lm Berulungsvorlahren müss®n Si® sich von einer Rechtsanwältin oder einem
Re€htsanwalt vertreten lassen,
Dies gift für das Elnl.{).n der BerLifung und die B.oründung.
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